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Betreff: öffentlich 
 
Rechnungsprüfungsordnung der Landeshauptstadt Potsd am 
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Einreicher: Rechnungsprüfungsamt  

  
 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung 

Datum der Sitzung Gremium   

06.05.2009 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam 

 
 

  

 

Beschlussvorschlag:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
 
Rechnungsprüfungsordnung der Landeshauptstadt Potsdam 
 

Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite 

  

Entscheidungsergebnis   

Gremium:   Sitzung am:  
   

 einstimmig  mit Stimmen-
 mehrheit 

Ja Nein Enthaltung  überwiesen in den Ausschuss: 

 Lt. Beschlussvorschlag  Beschluss abgelehnt   

 abweichender Beschluss DS Nr.:   Wiedervorlage: 

   
 zurückgestellt  zurückgezogen   



 
Demografische Auswirkungen:  

 

Klimatische Auswirkungen:  

 
Finanzielle Auswirkungen?   Ja  Nein 

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. Förderung), 
beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.) 
 

keine 
 

ggf. Folgeblätter beifügen 

 
 

     

Oberbürgermeister  Geschäftsbereich 1  Geschäftsbereich 2 
     
     

  Geschäftsbereich 3  Geschäftsbereich 4 



 
 
Begründung: 
 
Durch die Neufassung der Brandenburgischen Kommunalverfassung (BbgKVerf) sind die Aufgaben 
und Befugnisse des Rechnungsprüfungsamtes durch die §§ 101 ff BbgKVerf neu geregelt worden. 
Aus diesem Grunde ist die Überarbeitung der Rechnungsprüfungsordnung der Landeshauptstadt 
Potsdam vom 24. April 1995 erforderlich geworden. 
 
Die vorgelegte Fassung der Rechnungsprüfungsordnung regelt die rechtliche Stellung und 
Rahmenbedingungen des Rechnungsprüfungsamtes und überträgt diesem über die gesetzlichen 
Aufgaben des § 102 Abs. 1 BbgKVerf hinaus weitere Prüfungsaufgaben (vergl. § 3 RPO). 
 
Gem. § 103 Abs. 2 BbgKVerf sind die Prüfungsberichte dem Oberbürgermeister vorzulegen. Dieser 
gibt die Prüfungsberichte der Stadtverordnetenversammlung bekannt. Durch § 5 Nr. 3 RPO wird 
diese Vorlagepflicht auf den Rechnungsprüfungsausschuss übertragen. 
 
Inhaltlich stellt die Neufassung der RPO heraus, dass das Rechnungsprüfungsamt die 
Stadtverordnetenversammlung bei ihren Entscheidungen unterstützt und der Verwaltung anbietet, 
diese bereits während der Planung- bzw. Leistungsphasen begleitend zu beraten. 
 
 
 
Anlage: 
 
Rechnungsprüfungsordnung  
 
 


